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Wir laden hiermit die Aktionärinnen und Aktionäre unserer Gesellschaft zur ordentlichen Hauptversammlung 2021 
der Cliq Digital AG ein, die am Donnerstag, den 29. April 2021, um 12:00 Uhr (MESZ) als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionärinnen und Aktionäre und deren Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterinnen und Stimmrechtsvertreter) stattfindet.

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes ist das Hotel Intercontinental Düsseldorf, Königsallee 
59, 40215 Düsseldorf. Für die Aktionärinnen und Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten besteht kein Recht und 
keine Möglichkeit zur physischen Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung. Die gesamte Hauptversammlung 
wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionärinnen und Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten in dem 
passwortgeschützten InvestorPortal der Gesellschaft, zugänglich über die Internetseite der Gesellschaft unter

https://cliqdigital.ag/investors/news-events/agm/2021 

live in Bild und Ton übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionärinnen und Aktionäre erfolgt – auch bei einer 
Bevollmächtigung von Dritten – ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachts- und 
Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreterinnen und Stimmrechtsvertreter. 
Nähere Erläuterungen hierzu sind nachstehend im Abschnitt „Weitere Angaben und Hinweise“, der im Anschluss an 
die Tagesordnung unter Ziffer III zu finden. 

Virtuelle ordentliche Hauptversammlung der Cliq Digital AG
am Donnerstag, den 29. April 2021 um 12:00 Uhr (MESZ)

Cliq Digital AG
Düsseldorf

ISIN DE000A0HHJR3
WKN A0HHJR
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I.
Tagesordnung

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Cliq Digital AG und des gebilligten Konzernabschlusses 
zum 31. Dezember 2020, des Lageberichts für den Konzern sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2020

 
Die vorgenannten Unterlagen sind von der Einberufung der Hauptversammlung an über die Internetseite der 
Gesellschaft unter

https://cliqdigital.ag/investors/news-events/agm/2021

	 zugänglich. Der Konzernabschluss der Cliq Digital AG zum 31. Dezember 2020, der Lagebericht für den Konzern 
sowie der Bericht des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 sind Teil des Geschäftsberichts 2020. Auf Verlangen 
werden die vorgenannten Unterlagen jeder Aktionärin und jedem Aktionär unverzüglich und kostenlos in 
Abschrift per Post oder auf elektronischem Wege überlassen.

	 Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu Tagesordnungspunkt 1 keine Beschlussfassung vorgesehen. 
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss der Cliq Digital AG und den Konzernabschluss 
gebilligt. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt. Eine Feststellung durch die Hauptversammlung entfällt 
somit. 

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2020

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Bilanzgewinn zum 31. Dezember 2020 in Höhe von EUR 10.651.624,72 
wie folgt zu verwenden:

	 Dieser Beschlussvorschlag berücksichtigt die zum Zeitpunkt der Einberufung von der Gesellschaft gehaltenen 
4.000 eigenen Aktien, die nicht dividendenberechtigt sind. Sollte sich die Anzahl der dividendenberechtigten 
Aktien bis zum Zeitpunkt der Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns ändern, wird die 
Verwaltung der Hauptversammlung einen im Hinblick auf diese Änderung angepassten Beschlussvorschlag 
zur Gewinnverwendung unterbreiten. Dieser wird jedoch unverändert eine Ausschüttung von 46 Cent je 
dividendenberechtigter Aktie vorsehen. 

	 Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividende am dritten auf den Hauptversammlungsbeschluss 
folgenden Geschäftstag, das heißt am 4. Mai 2021, fällig.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung zu 
erteilen. 

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020
	
	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020 Entlastung 

zu erteilen. 

Verteilung an die Aktionärinnen und Aktionäre durch Ausschüttung einer 
Dividende in Höhe von 46 Cent je dividendenberechtigter Aktie: EUR 2.844.968,44

Gewinnvortrag: EUR 7.806.655,28
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5.	 Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021 

	 Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Mazars GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2021 zu wählen. 

	 Der Beschluss über die Wahl des Abschlussprüfers begründet keine Prüfungspflicht, die über die gesetzliche 
Prüfungspflicht hinausgeht. 

6.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals II und die Aufhebung des Bedingten Kapitals 
2012 sowie entsprechende Satzungsänderungen

	 Das von der Hauptversammlung vom 14. August 2008 beschlossene und in § 7b der Satzung geregelte Bedingte 
Kapital II in der durch die Hauptversammlung vom 19.  Mai 2017 geänderten Form, dient der Gewährung von 
Bezugsrechten an Mitglieder des Vorstands und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gesellschaft sowie an 
Mitglieder der Geschäftsleitung und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit der Gesellschaft verbundener oder 
künftig verbundener nachrangiger Unternehmen im In- und Ausland i.S.d. §§ 15 ff. AktG und beläuft sich derzeit 
auf EUR 14.000,00 (Bedingtes Kapital II). Die zugrundeliegende Ermächtigung zur Ausgabe von Bezugsrechten ist 
erloschen. Ein Teil der Bezugsrechte, welche die Gesellschaft im Hinblick auf das Bedingte Kapital II ausgegeben 
hatte, ist bereits erloschen. Der andere Teil dieser Bezugsrechte wurde gegen Zahlung einer Barabfindung 
aufgehoben. Es stehen daher keine ausgegebenen Bezugsrechte mehr aus, die noch durch das Bedingte Kapital II 
bedient werden könnten. Da das Bedingte Kapital II daher aus Sicht der Gesellschaft keinen weiteren Zweck 
erfüllt, soll es aufgehoben werden.

 
	 Ferner hat die Hauptversammlung der Gesellschaft am 24. August 2012 unter Tagesordnungspunkt 7 ein bedingtes 

Kapital in Höhe von bis zu EUR 250.000,00 beschlossen, das in § 7c der Satzung geregelt ist und ausschließlich 
der Bedienung von Bezugsrechten, die nach Maßgabe des von der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 
24. August 2012 unter Tagesordnungspunkt 7 lit. a) beschlossenen Aktienoptionsprogramms dient (Bedingtes 
Kapital 2012). Die Ermächtigung zur Ausgabe von Bezugsrechten aus diesem Aktienoptionsprogramm ist durch 
Zeitablauf erloschen. Es stehen keine weiteren ausgegebenen Bezugsrechte aus, die noch durch das Bedingte 
Kapital  2012 bedient werden könnten. Da das Bedingte Kapital 2012 daher aus Sicht der Gesellschaft keinen 
weiteren Zweck erfüllt, soll auch dieses aufgehoben werden. 

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a)	 Das von der Hauptversammlung vom 14. August 2008 beschlossene Bedingte Kapital II gemäß § 7b der 
Satzung wird, soweit es noch besteht, aufgehoben. 

b)	 § 7b der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7b 
Bedingtes Kapital II

[gestrichen]“

c)	 Das von der Hauptversammlung vom 24. August 2012 beschlossene Bedingte Kapital 2012 gemäß § 7c der 
Satzung wird, soweit es noch besteht, aufgehoben. 
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d)	 § 7c der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„§ 7c 
Bedingtes Kapital 2012

[gestrichen]“

7.	 Beschlussfassung über die Aufhebung einer bestehenden Ermächtigung und Erteilung einer neuen 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder 
Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit der Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses, 
die Neufassung des Bedingten Kapitals 2017/I als neues Bedingtes Kapital 2021 und entsprechende 
Satzungsänderungen

	 Die Hauptversammlung der Gesellschaft vom 19. Mai 2017 hat den Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, 
in ihrem Beschluss zu Tagesordnungspunkt  7 bis zum 18.  Mai 2022 zur Ausgabe von Wandel-, Options- und/
oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) im 
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 30.000.000,00 (Ermächtigung 2017) ermächtigt und ein entsprechendes 
Bedingtes Kapital 2017/I geschaffen. Die Ermächtigung 2017, von der bislang kein Gebrauch gemacht wurde, soll 
nebst dem zur Bedienung geschaffenen Bedingten Kapital 2017/I gem. § 7d der bisherigen Satzung durch eine 
weitestgehend inhaltsgleiche, aber in Bezug auf die gestiegene Marktkapitalisierung der Gesellschaft angepasste 
neue Ermächtigung ersetzt werden.

	 Die Neufassung der Ermächtigung sowie des Bedingten Kapitals 2017/I als neues Bedingtes Kapital 2021 bezweckt 
zusammen mit den vorstehend unter Tagesordnungspunkt  7 zu fassenden Beschlüssen die Neuordnung der 
bedingten Kapitalia der Gesellschaft, weshalb diese Beschlüsse eine rechtliche Einheit bilden.

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen:

a)	 Die von der Hauptversammlung der Gesellschaft am 19.  Mai 2017 zu Tagesordnungspunkt  7 beschlossene 
Ermächtigung des Vorstand, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, bis zum 18. Mai 2022 Wandel-, Options- und/
oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) im 
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 30.000.000,00 auszugeben („Ermächtigung 2017“), wird mit Wirkung ab 
Eintragung des nachfolgend unter Buchstabe e) vorgeschlagenen Satzungsänderung in das Handelsregister 
aufgehoben.

b) 	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum Ablauf des 28. April 2026 
einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel-, Options- und/oder 
Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von 
bis zu EUR 90.000.000,00 („Maximalbetrag WSV“) zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte zum Bezug von bis zu 2.774.357 auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu 
EUR 2.774.357,00 nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren und/oder 
in den Bedingungen der Schuldverschreibungen Pflichten zur Wandlung der jeweiligen Schuldverschreibung 
in solche Stückaktien zu begründen. Die Schuldverschreibungen können gegen Bar- oder Sacheinlage 
ausgegeben werden. Auf den Maximalbetrag WSV ist der Nennbetrag von Schuldverschreibungen 
anzurechnen, die nach Einberufung der ordentlichen Hauptversammlung für den 29. April 2021 aufgrund der 
Ausübung der Ermächtigung 2017 ausgegeben worden sind.
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(i)	 Währung, ausgebende Gesellschaft

	 Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – unter Begrenzung auf den entsprechenden 
Euro-Gegenwert – in einer anderen gesetzlichen Währung, beispielsweise eines OECD-Landes, 
begeben werden. Sie können auch durch eine unmittelbare oder mittelbare in- oder ausländische 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der Cliq Digital AG („Konzernunternehmen“) ausgegeben werden; für 
einen solchen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Übernahme der 
Garantie für die Schuldverschreibungen durch die Cliq Digital AG zu beschließen und den Inhabern der 
Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien 
der Gesellschaft zu gewähren oder entsprechende Wandlungspflichten zu begründen und weitere für eine 
erfolgreiche Ausgabe erforderliche Erklärungen abzugeben sowie Handlungen vorzunehmen.

(ii)	 Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss

	 Den Aktionärinnen und Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. 
Das Bezugsrecht kann auch mittelbar gewährt werden, indem die Schuldverschreibungen von einem oder 
mehreren Kreditinstituten bzw. diesen nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionärinnen und Aktionären zum Bezug anzubieten. 
Werden Schuldverschreibungen von einem Konzernunternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft die 
Gewährung der gesetzlichen Bezugsrechte für Aktionärinnen und Aktionäre der Gesellschaft gemäß 
Vorstehendem sicherzustellen.

	 Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionärinnen und Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen:

a.	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen;

b.	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Wandlungs- bzw. 
Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft bzw. den Gläubigern von mit Wandlungspflichten 
ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach der Ausübung dieser Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der 
Wandlungspflichten als Aktionärin bzw. Aktionär zustünde;

c.	 soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht 
gegen Barleistung ausgegeben werden sollen und der Ausgabepreis den nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen 
mit Wandlungs- und/oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur insoweit, als auf die zur Bedienung 
der Wandlungs- und Optionsrechte bzw. bei Erfüllung der Wandlungspflicht auszugebenden Aktien 
insgesamt ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von nicht mehr als 10  % des Grundkapitals 
(„Höchstbetrag“) und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – sollte dieses geringer 
sein – im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung entfällt. Von dem Höchstbetrag ist der anteilige 
Betrag des Grundkapitals abzusetzen, der auf neue oder auf zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, 
die unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (i) 
nach dem Tag der Einberufung der Hauptversammlung der Gesellschaft für den 29. April 2021 aufgrund 
der Ermächtigung 2017 oder (ii) während der Laufzeit dieser Ermächtigung ausgegeben oder veräußert 
werden, sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die aufgrund von Options- 
und/oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten bezogen werden können oder müssen, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden;
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d.	 soweit Schuldverschreibungen gegen Sacheinlage ausgegeben werden (insbesondere von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen 
Wirtschaftsgütern, einschließlich Forderungen).

	 Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, Optionsrecht oder 
Wandlungspflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionärinnen 
und Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte 
oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsre-
chte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der 
Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende 
berechnet wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussre-
chte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen 
für vergleichbare Mittelaufnahmen entsprechen.

(iii)	Ausstattung von Teilschuldverschreibungen

	 Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen sowie auch gleichzeitig 
in verschiedenen Tranchen begeben werden. Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich 
gleichberechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben 
unberührt.

a.	 Optionsschuldverschreibungen

	 Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschreibung 
ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, nach Maßgabe der 
vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
Gesellschaft zu beziehen. Der anteilige Betrag des Grundkapitals der je Teilschuldverschreibung 
zu beziehenden, auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft darf den Nennbetrag der 
Teilschuldverschreibung jedoch nicht überschreiten. Zudem darf die Laufzeit des Optionsrechts die 
Laufzeit der Optionsschuldverschreibung nicht übersteigen. Im Übrigen kann vorgesehen werden, 
dass etwaige Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Entsprechendes gilt, 
wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinnschuldverschreibung beigefügt werden.

b.	 Wandelschuldverschreibungen

	 Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der 
Teilschuldverschreibungen das Recht, diese nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden 
Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. 
Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung 
durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. 
Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden 
Ausgabebetrags einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue auf 
den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft ergeben. Das Umtauschverhältnis kann auf eine volle 
Zahl auf- oder abgerundet werden. Es kann vorgesehen werden, dass etwaige Spitzen zusammengelegt 
und/oder in Geld ausgeglichen werden. Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Wandlung 
auszugebenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien darf den Nennbetrag der Schuldverschreibung 
nicht übersteigen. Die Wandelanleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der 
Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt vorsehen. Die Gesellschaft kann in den Anleihebedingungen 
berechtigt werden, eine etwaige Differenz zwischen dem Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung 
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und dem Produkt aus Wandlungspreis und Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszugleichen. 
Vorstehende Vorgaben gelten entsprechend, wenn das Wandlungsrecht bzw. die Wandlungspflicht 
sich auf ein Genussrecht oder eine Gewinnschuldverschreibung beziehen.

c.	 Erfüllungsmöglichkeiten

	 Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, den 
Gläubigern der Schuldverschreibung ganz oder teilweise anstelle der Zahlung eines fälligen Geldbetrags 
neue Aktien oder eigene Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Die Aktien werden jeweils mit einem Wert 
angerechnet, der nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen dem auf volle Cent aufgerundeten 
volumengewichteten Durchschnittswert der Börsenkurse von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft 
im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor der 
Erklärung der Wandlung bzw. Optionsausübung entspricht.

	 Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können ferner vorsehen, dass die Gesellschaft 
den Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den 
Gegenwert der andernfalls zu liefernden Aktien in Geld zahlt. Der Gegenwert je Aktie entspricht nach 
näherer Maßgabe der Anleihebedingungen dem auf volle Cent aufgerundeten volumengewichteten 
Durchschnittswert der Börsenkurse von Aktien gleicher Gattung der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) 
an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor der Erklärung der Wandlung 
bzw. Optionsausübung.

(iv)	Options- bzw. Wandlungspreis 

	 Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht, eine Wandlungspflicht und/
oder ein Optionsrecht gewähren bzw. bestimmen, muss der jeweils festzusetzende Options- bzw. 
Wandlungspreis – auch bei einem variablen Umtauschverhältnis bzw. Wandlungspreis – entweder 
(i) mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts aus den Börsenkursen der Aktien 
der Gesellschaft gleicher Gattung im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems 
getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) der Frankfurter Wertpapierbörse an den zehn 
Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Options- 
oder Wandelschuldverschreibungen betragen oder (ii) – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts 
– mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts aus den Börsenkursen der Aktien der 
Gesellschaft gleicher Gattung im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen 
funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse im Zeitraum vom Beginn 
der Bezugsfrist bis zum dritten Tag vor der Bekanntmachung der endgültigen Konditionen gemäß § 186 
Abs. 2 Satz 2 AktG (einschließlich) entsprechen.

	 § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt.

(v)	 Verwässerungsschutz

	 Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der jeweiligen Anleihebedingungen 
in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren bzw. Anpassungen vorzunehmen. Dies kann 
insbesondere vorgesehen werden, wenn die Gesellschaft während der Wandlungs- oder Optionsfrist 
ihr Grundkapital unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionärinnen und Aktionäre erhöht 
oder weitere Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen begibt bzw. Wandlungs- oder Optionsrechte 
gewährt oder garantiert und den Inhabern schon bestehender Wandlungs- oder Optionsrechte hierfür 
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kein Bezugsrecht einräumt, wie es ihnen nach Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. 
der Erfüllung ihrer Wandlungspflichten als Aktionärin und Aktionär zustünde, oder wenn durch eine 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht wird. Für solche Fälle kann über 
die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen sichergestellt werden, dass der wirtschaftliche Wert der 
bestehenden Wandlungs- bzw. Optionsrechte unberührt bleibt, indem die Wandlungs- oder Optionsrechte 
wertwahrend angepasst werden, soweit die Anpassung nicht bereits durch Gesetz zwingend geregelt 
ist. Die wertwahrende Anpassung kann insbesondere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch 
die Veränderung oder Einräumung von Barkomponenten oder durch Veränderung des Wandlungs-/
Optionspreises erfolgen. Das Vorstehende gilt entsprechend für den Fall der Kapitalherabsetzung oder 
anderer Kapitalmaßnahmen, von Aktiensplits, von Umstrukturierungen, einer Kontrollerlangung durch 
Dritte, einer Dividendenzahlung oder anderer vergleichbarer Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des 
Werts der Aktien führen können. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. In jedem Fall darf der 
anteilige Betrag des Grundkapitals der je Schuldverschreibung zu beziehenden Aktien den Nennbetrag 
pro Schuldverschreibung bzw. einen niedrigeren Ausgabepreis nicht überschreiten

(vi)	Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten

	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe 
und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabekurs, 
Laufzeit, Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Restrukturierungsmöglichkeiten, Options- 
bzw. Wandlungspreis und Options- bzw. Wandlungszeitraum sowie Währung und Umrechnungsmodalitäten 
festzusetzen. Für den Fall der Ausgabe durch Konzernunternehmen hat der Vorstand zusätzlich das 
Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden Konzernunternehmen 
herzustellen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben jeweils unberührt.

c)	 Die unter vorstehendem Buchstaben  b) zu fassenden Beschlüsse werden nur und erst mit Eintragung der 
Neufassung von § 7d der Satzung zur Neufassung des Bedingten Kapitals 2017/I als Bedingtes Kapital 2021 in 
das Handelsregister wirksam.

d)	 Neufassung des Bedingten Kapitals 2017/I als Bedingtes Kapital 2021

	 Der Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft vom 19. Mai 2017 zu Tagesordnungspunkt 
7 lit. d) über die Schaffung eines bedingten Kapitals zur Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder 
Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) soll vor dem Hintergrund der unter lit. a) und b) 
vorgeschlagenen Aufhebung der Ermächtigung 2017 und der Schaffung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandel-, Options- und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen 
dieser Instrumente) wie folgt neu gefasst werden:

	 „Das Grundkapital ist um bis zu EUR 2.774.357,00 durch Ausgabe von bis zu 2.774.357 neuen auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien bedingt erhöht („Bedingtes Kapital 2021“). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-, Options- 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechten (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), 
die aufgrund der von den Hauptversammlungen vom 19. Mai 2017 unter Tagesordnungspunkt  7 sowie vom 
29.  April 2021 unter Tagesordnungspunkt  7 beschlossenen Ermächtigungen von der Gesellschaft oder deren 
unmittelbaren oder mittelbaren in- oder ausländischen Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften begeben werden 
und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht zum Bezug von auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft 
gewähren bzw. eine Wandlungspflicht bestimmen.
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	 Die Ausgabe der neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien aus dem Bedingten Kapital 2021 darf nur zu 
einem Wandlungs- bzw. Optionspreis erfolgen, welcher den Vorgaben der jeweils maßgeblichen, von der 
Hauptversammlung vom 19. Mai 2017 unter Tagesordnungspunkt 7 bzw. von der Hauptversammlung vom 
29. April 2021 unter Tagesordnungspunkt 7 beschlossenen Ermächtigung entspricht.

	 Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. Wandlungsrechten 
Gebrauch gemacht wird, wie die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur Wandlung 
erfüllen oder wie Andienungen von Aktien aufgrund von Ersetzungsbefugnissen der Gesellschaft erfolgen 
und soweit nicht eigene Aktien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines Genehmigten Kapitals zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten oder durch die Erfüllung 
von Wandlungspflichten oder die Ausübung von Andienungsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand 
wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

e)	 § 7d der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„7d
Bedingtes Kapital 2021

	 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 2.774.357,00 durch Ausgabe von bis zu 2.774.357 neuen auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der 
Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 
Kombinationen dieser Instrumente), die aufgrund der von der Hauptversammlung vom 19. Mai 2017 unter 
Tagesordnungspunkt 7 sowie von der Hauptversammlung vom 29. April 2021 unter Tagesordnungspunkt 7 
beschlossenen Ermächtigungen von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren in- oder 
ausländischen Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht 
oder eine Wandlungspflicht in bzw. auf neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren 
bzw. begründen. Die Ausgabe der neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien aus dem Bedingten 
Kapital 2021 darf nur zu einem Wandlungs- bzw. Optionspreis erfolgen, welcher den Vorgaben der jeweils 
maßgeblichen, von der Hauptversammlung vom 19.  Mai 2017 unter Tagesordnungspunkt 7 bzw. von der 
Hauptversammlung vom 29. April 2021 unter Tagesordnungspunkt 7 beschlossenen Ermächtigung entspricht. 
Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. Wandlungsrechten 
Gebrauch gemacht wird, wie die zur Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger ihre Pflicht zur 
Wandlung erfüllen oder wie Andienungen von Aktien aufgrund von Ersetzungsbefugnissen der Gesellschaft 
erfolgen und soweit nicht eigene Aktien oder neue Aktien aus einer Ausnutzung eines Genehmigten Kapitals 
zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien nehmen vom Beginn des 
Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten oder durch die Erfüllung 
von Wandlungspflichten oder die Ausübung von Andienungsrechten entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand 
ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

f)	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, §  7d der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des 
Bedingten Kapitals 2021 und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. Wandlungsfristen zu ändern.

g)	 Der Vorstand wird angewiesen, die Neufassung des Bedingten Kapitals 2017/I als Bedingtes Kapital 2021 und 
die dazugehörige Satzungsänderung mit der Maßgabe zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden, 
dass die entsprechenden Eintragungen erst vorgenommen werden, nachdem die unter Tagesordnungspunkt 6 
vorgesehenen Aufhebungen des Bedingten Kapitals II sowie des Bedingten Kapitals 2012 in das Handelsregister 
eingetragen worden sind.
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h)	 Die unter diesem Tagesordnungspunkt  7 gefassten Beschlüsse werden nur wirksam, wenn die unter dem 
vorstehenden Tagesordnungspunkt  6 zu fassenden Beschlüsse ebenfalls gefasst werden. Darüber hinaus 
werden die unter diesem Tagesordnungspunkt  7 unter Buchstaben  b) zu fassenden Beschlüsse erst mit 
Eintragung der Neufassung von § 7d der Satzung zur Neufassung des Bedingten Kapitals 2017/I als Bedingtes 
Kapital 2021 in das Handelsregister wirksam.

	
	 Der Vorstand hat im Hinblick auf die unter Buchstabe b)(ii) vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss des Bez-

ugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über 
die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet. Der Inhalt des Berichts wird unter Ziffer II. dieser Ein-
ladung zur ordentlichen Hauptversammlung bekannt gemacht.



12

II.
Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zum Tagesordnungspunkt 7 über den 

Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG

Der Beschlussvorschlag zu Tagesordnungspunkt  7 sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 28. April 2026 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Wandel-, 
Options- und/oder Gewinnschuldverschreibungen und/oder Genussrechte (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 
(zusammen auch „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbegrenzung im Gesamtnennbetrag von bis zu 
EUR 90.000.000,00 zu begeben. Den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen können Wandlungs- bzw. 
Optionsrechte zum Bezug von auf den Inhaber lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag 
des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR  2.774.357,00 (entspricht einer Stückzahl von 2.774.357 Aktien) nach 
näherer Maßgabe der Wandlungs- bzw. Optionsbedingungen gewährt werden und mit den Inhabern bzw. Gläubigern 
von Schuldverschreibungen entsprechende Wandlungspflichten vereinbart werden. Diese Ermächtigung wird mit 
Wirksamwerden des Bedingten Kapitals 2021 durch Eintragung in das Handelsregister wirksam.

Die unter Tagesordnungspunkt  7 zu beschließende Ermächtigung soll die zur Aufhebung vorgeschlagene 
Ermächtigung 2017 ersetzen. Um dem Vorstand die Möglichkeit zu geben, im Zeitraum von der Einberufung dieser 
Hauptversammlung bis zum Wirksamwerden der unter Tagesordnungspunkt 7 zu beschließenden Ermächtigung 
Schuldverschreibungen auszugeben, bleibt die Ermächtigung 2017 bis zum Wirksamwerden des Bedingten Kapitals 
2021 in Kraft.

Die Begebung von Schuldverschreibungen der vorbezeichneten Art bietet der Gesellschaft die Möglichkeit, in 
Ergänzung zu den sonstigen Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalaufnahme je nach Marktlage attraktive 
Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Insbesondere die Ermächtigung zur Ausgabe gewinnabhängiger 
bzw. gewinnorientierter Instrumente wie Genussrechten und Gewinnschuldverschreibungen ermöglicht es, die 
Finanzausstattung der Gesellschaft durch Ausgabe sogenannter hybrider Finanzierungsinstrumente zu stärken 
und hierdurch einen Beitrag zu leisten, die finanziellen Voraussetzungen für die künftige geschäftliche Entwicklung 
sicherzustellen.

Die Emission von Schuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital, das je nach Ausgestaltung der 
Anleihebedingungen sowohl für Ratingzwecke als auch für bilanzielle Zwecke als Eigenkapital oder eigenkapitalähnlich 
eingestuft werden kann. Die erzielten Wandel- bzw. Optionsprämien sowie die Eigenkapitalanrechnung kommen der 
Kapitalbasis der Gesellschaft zugute. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von Wandel- und/oder 
Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu begründen bzw. der Kombination von Wandelschuldverschreibungen, 
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen, erweitern den Spielraum 
für die Ausgestaltung dieser Finanzierungsinstrumente. Die Ermächtigung ermöglicht der Gesellschaft zudem, 
die Schuldverschreibungen selbst oder über ihre unmittelbaren oder mittelbaren in- oder ausländischen 
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften zu platzieren. Schuldverschreibungen können außer in Euro auch in anderen 
Währungen, beispielsweise der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes, mit und ohne Laufzeitbegrenzung 
ausgegeben werden.

Bei Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht gewähren, können die Bedingungen der 
Schuldverschreibungen zur Erhöhung der Flexibilität vorsehen, dass die Gesellschaft einem Wandlungsberechtigten 
bzw. Optionsberechtigten nicht auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewährt, sondern den 
Gegenwert in Geld zahlt.

Für Schuldverschreibungen, die ein Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine Wandlungspflicht bestimmen, 
ist in der Ermächtigung für die Bestimmung des Wandlungs- bzw. für den Optionspreis der Mindestbetrag von 80 % 
des Aktienkurses vorgeschlagen. Anknüpfungspunkt ist hierbei jeweils der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft 
im zeitlichen Zusammenhang mit der Platzierung der Schuldverschreibung. Die Wandlungs- bzw. Optionsrechte 
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können, soweit eine Anpassung nicht ohnehin bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist, unbeschadet § 9 Abs. 1 
AktG wertwahrend angepasst werden, sofern während der Laufzeit der Schuldverschreibung Verwässerungen 
des wirtschaftlichen Werts der bestehenden Wandlungs- oder Optionsrechte (z. B. durch eine Kapitalerhöhung) 
eintreten und dafür keine Bezugsrechte als Ausgleich eingeräumt werden.

Den Aktionärinnen und Aktionäre ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Unter den nachfolgend genannten 
Voraussetzungen soll jedoch ein Ausschluss des Bezugsrechts möglich sein:

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen Emissionsvolumens und der 
Notwendigkeit zur Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein Ausschluss des Bezugsrechts 
erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre 
ausgeschlossenen freien Spitzen werden entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich 
für die Gesellschaft verwertet.

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionärinnen und Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- und/oder 
Optionsrechten oder auch von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder 
nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen würde. Die Options- und Wandlungsbedingungen enthalten in 
der Regel Bestimmungen, die dem Schutz der Inhaber bzw. Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten vor 
Verwässerung dienen. So lassen sich diese Finanzierungsinstrumente am Markt besser platzieren. Ein Bezugsrecht 
von Inhabern bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte bietet die Möglichkeit zu verhindern, dass im Falle 
einer Ausnutzung der Ermächtigung der Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bereits bestehender Options- 
oder Wandlungsrechte ermäßigt werden muss. Dies ermöglicht einen höheren Ausgabekurs der bei Ausübung der 
Option oder Durchführung der Wandlung auszugebenden auf den Inhaber lautenden Stückaktien. Da die Platzierung 
der Emission dadurch erleichtert wird, dient der Bezugsrechtsausschluss dem Interesse der Aktionärinnen und 
Aktionäre an einer optimalen Finanzstruktur ihrer Gesellschaft.

Soweit Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht ausgegeben werden 
sollen, soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in sinngemäßer 
Anwendung des § 186 Abs.  3 Satz 4 AktG auszuschließen, soweit die Schuldverschreibungen gegen Barleistung 
ausgegeben werden und auf die bei Ausübung der begebenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte und Erfüllung 
der Wandlungspflichten auszugebenden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag von nicht mehr als 10 % des 
Grundkapitals entfällt. Diese Höchstgrenze für den vereinfachten Bezugsrechtsausschluss vermindert sich um den 
anteiligen Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die (i) während der Laufzeit der Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert wurden oder (ii) aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 19. Mai 2017 oder der 
Ermächtigung der Hauptversammlung vom 29. April 2021 begebenen Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 
auszugeben sind, bei deren Begebung das Bezugsrecht entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen wurde. 
Durch die Anrechnungsbestimmung wird auch in dieser Ermächtigung sichergestellt, dass auf ihrer Grundlage keine 
Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden, soweit dies dazu führen würde, 
dass unter Berücksichtigung von Kapitalerhöhungen oder bestimmten Platzierungen eigener Aktien in direkter oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre auf neue 
oder eigene Aktien der Gesellschaft von mehr als 10 % der derzeit ausstehenden Aktien ausgeschlossen wäre.

Für den Fall eines Bezugsrechtsausschlusses darf der Ausgabepreis der Schuldverschreibung in sinngemäßer 
Geltung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nicht wesentlich unter ihrem Marktwert festgesetzt werden. Damit wird dem 
Schutzbedürfnis der Aktionärinnen und Aktionäre hinsichtlich einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung 
getragen. Um die Erfüllung dieser Anforderung für die Begebung von Schuldverschreibungen sicherzustellen, wird 



14

der theoretische Marktwert der Schuldverschreibung mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. Wandlungspflicht nach 
anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelt. Diesen Marktwert darf der festzusetzende Ausgabepreis 
nicht wesentlich unterschreiten. Dann ist der Schutz der Aktionärinnen und Aktionäre vor einer Verwässerung ihres 
Anteilsbesitzes gewährleistet, und den Aktionärinnen und Aktionäre entsteht kein wirtschaftlicher Nachteil durch 
einen Bezugsrechtsausschluss, weil der Wert eines Bezugsrechts praktisch auf Null sinken würde.

Weiterhin soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, Schuldverschreibungen gegen Sacheinlage (insbesondere 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Wirtschaftsgütern, 
einschließlich Forderungen) auszugeben. Durch diese Möglichkeit der Ausgabe von Schuldverschreibungen wird der 
Handlungsspielraum des Vorstands im Wettbewerb deutlich erhöht, da auch bei dem Erwerb von Unternehmen 
und Beteiligungen oder von gegen die Gesellschaft oder ihre Tochtergesellschaften gerichteten Forderungen 
Schuldverschreibungen für den Veräußerer attraktive Gegenleistungen darstellen können. Gerade bei den immer 
größer werdenden Unternehmenseinheiten oder Forderungen, die bei derartigen Geschäften betroffen sind, können 
die Gegenleistungen oft nicht in Geld erbracht werden, ohne die Liquidität der Gesellschaft zu stark in Anspruch 
zu nehmen. Sollen Schuldverschreibungen gegen Sacheinlage ausgegeben werden, kann ihre Ausgabe nur unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der bisherigen Aktionärinnen und Aktionäre erfolgen. Der Vorstand soll deshalb in 
diesen Fällen zum Bezugsrechtsausschluss ermächtigt werden. Die maßgeblichen Wertrelation zwischen dem 
Einlagegegenstand und dem Nominalbetrag der auszugebenden Schuldverschreibungen sowie dem maßgeblichen 
Wandlungs- oder Optionspreis, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. Der Vorstand wird bei der Festlegung 
der Bewertungsrelationen in jedem Fall die Interessen der Aktionärinnen und Aktionäre angemessen wahren 
und sich an den Interessen der Gesellschaft ausrichten. Bei der Bemessung des Werts der als Gegenleistung 
gewährten Schuldverschreibungen wird sich der Vorstand am Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft orientieren. 
Eine schematische Anknüpfung an den Börsenkurs ist jedoch nicht vorgesehen, um insbesondere einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses wieder in Frage zu stellen.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht, Optionsrecht oder 
Wandlungspflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitgliedschaftsrechte in der 
Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf 
Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist 
erforderlich, dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 
den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen 
erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionärinnen und Aktionäre, 
da die Genussrechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen 
Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren. Zwar kann vorgesehen werden, dass die 
Verzinsung vom Vorliegen eines Jahresüberschusses, eines Bilanzgewinns oder einer Dividende abhängt. Hingegen 
wäre eine Regelung unzulässig, wonach ein höherer Jahresüberschuss, ein höherer Bilanzgewinn oder eine höhere 
Dividende zu einer höheren Verzinsung führen würde. Mithin werden durch die Ausgabe der Genussrechte bzw. 
Gewinnschuldverschreibungen weder das Stimmrecht noch die Beteiligung der Aktionärinnen und Aktionäre an 
der Gesellschaft und deren Gewinn verändert bzw. verwässert. Schließlich ergäbe sich infolge der marktgerechten 
Ausgabebedingungen, die für diesen Fall des Bezugsrechtsausschlusses verbindlich vorgeschrieben sind, kein 
nennenswerter Bezugsrechtswert.

Durch die vorstehenden Möglichkeiten des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält die Gesellschaft die Flexibilität, 
günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzunehmen, und die Gesellschaft wird in die Lage versetzt, 
ein niedriges Zinsniveau bzw. eine günstige Nachfragesituation flexibel und kurzfristig für eine Emission zu 
nutzen. Maßgeblich hierfür ist, dass im Gegensatz zu einer Emission von Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht 
der Ausgabepreis erst unmittelbar vor der Platzierung festgesetzt werden kann, wodurch ein beträchtliches 
Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer Bezugsfrist vermieden und der Emissionserlös im Interesse aller 
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Aktionärinnen und Aktionäre maximiert werden kann. Zudem ergeben sich durch Wegfall der mit dem Bezugsrecht 
verbundenen Vorlaufzeit sowohl im Hinblick auf die Kosten der Mittelaufnahme als auch im Hinblick auf das 
Platzierungsrisiko weitere Vorteile. Mit einer bezugsrechtslosen Platzierung können die ansonsten erforderliche 
Sicherheitsmarge ebenso wie das Platzierungsrisiko reduziert und die Mittelaufnahme zugunsten der Gesellschaft 
und ihrer Aktionärinnen und Aktionäre in entsprechender Höhe verbilligt werden.

Im Falle der Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigungen wird der Vorstand in der auf die Ausnutzung folgenden 
Hauptversammlung darüber berichten.

Das unter Tagesordnungspunkt  7 lit.  d) zur Beschlussfassung vorgeschlagene Bedingte Kapital 2021 und die 
unter Tagesordnungspunkt 7 lit. e) vorgeschlagene Neufassung von § 7d der Satzung sollen die Gesellschaft in die 
Lage versetzen, an die Inhaber bzw. Gläubiger der Schuldverschreibungen, die aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung vom 19. Mai 2017 oder der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 29. April 2021 begeben 
werden, bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts und bei Erfüllung der Wandlungspflicht die geschuldete 
Anzahl an neuen Stückaktien ausgeben zu können. Alternativ können im Rahmen der gesetzlichen Grenzen auch 
eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden.



16

III.
Weitere Angaben und Hinweise

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der Cliq Digital AG EUR 6.188.714,00 
und ist eingeteilt in 6.188.714 auf den Inhaber lautende Stückaktien. Jede Aktie gewährt eine Stimme, so dass 
die Gesamtzahl der Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 6.188.714 Stimmen beträgt. In dieser Gesamtzahl 
enthalten sind auch die von der Gesellschaft im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung gehaltenen 
4.000 eigenen Aktien, aus denen ihr keine Stimmrechte zustehen.

Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physi-sche Präsenz der 
Aktionärinnen und Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten

Auf der Grundlage von §  1 Abs.  2, Abs.  6 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 
Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, 
veröffentlicht als Art. 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 
Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020, verlängert durch die Verordnung zur Verlängerung von Maßnahmen im 
Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie vom 20. Oktober 2020, in der durch das Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens 
und zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht 
sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020 geänderten Fassung („COVID-19-Gesetz“) hat der Vorstand 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionärinnen 
und Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abzuhalten. 

Die Hauptversammlung findet im Hotel Intercontinental Düsseldorf, Königsallee 59, 40215 Düsseldorf, statt. 
Eine physische Teilnahme der Aktionärinnen und Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Versammlungsort ist ausgeschlossen. Die vorgesehene 
Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton ermöglicht keine Teilnahme an der Hauptversammlung im 
Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG.

Da die Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung auf der Grundlage des COVID-19-
Gesetzes zu einigen Modifikationen beim Ablauf der Versammlung sowie der Ausübung der Aktionärsrechte führt, 
werden die Aktionärinnen und Aktionäre um besondere Beachtung der nachfolgenden Hinweise zur Möglichkeit 
der Verfolgung der Hauptversammlung in Bild und Ton, zur Ausübung des Stimmrechts und des Fragerechts sowie 
weiterer Aktionärsrechte gebeten.

Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung

Die gesamte Hauptversammlung kann von den ordnungsgemäß angemeldeten Aktionärinnen und Aktionären 
oder ihren Bevollmächtigten in dem passwortgeschützten InvestorPortal der Gesellschaft, zugänglich unter der 
Internetadresse

https://cliqdigital.ag/investors/news-events/agm/2021

live in Bild- und Ton verfolgt werden. Für den Zugang bedarf es der Anmeldebestätigung, auf der die erforderlichen 
Zugangsdaten aufgedruckt sind.
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Anmeldung und Ausübung des Stimmrechts

Zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen Aktionärinnen und Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig 
angemeldet haben und ihren Aktienbesitz nachgewiesen haben. 

Die Anmeldung muss in Textform (§ 126b BGB) erfolgen und der Gesellschaft spätestens bis spätestens 22.  April 
2021, 24:00 Uhr (MESZ), (Anmeldefrist) unter der folgenden Adresse per Post, Telefax oder E-Mail zugehen: 

Cliq Digital AG
c/o Computershare Operations Center
80249 München 
Telefax: 	+49 89 30903-74675
E-Mail: 	 anmeldestelle@computershare.de

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss durch eine von dem depotführenden Institut in Textform (§ 126b BGB) 
erstellte und in deutscher Sprache abgefasste Bescheinigung erfolgen und sich auf den Beginn des 21. Tages vor 
der Versammlung beziehen, mithin auf den 8.  April 2021, 0:00 Uhr (MESZ). Wie die Anmeldung muss auch dieser 
Nachweis des Anteilsbesitzes der Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse spätestens bis zum 22. April 2021, 
24:00 Uhr (MESZ), zugehen.

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung der Aktionärsrechte in Bezug auf die Hauptversammlung, 
insbesondere für die Ausübung des Stimmrechts als Aktionärin oder Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes 
zum Nachweisstichtag (Record Date) erbracht hat. Die Berechtigung zur Ausübung von Aktionärsrechten in Bezug 
auf die Hauptversammlung und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem 
Anteilsbesitz der Aktionärin oder des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre 
für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräußerung des 
Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Verfolgung der Hauptversammlung und den Umfang des 
Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz der Aktionärin bzw. des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich. 
Das heißt, Veräußerungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die 
Berechtigung zur Verfolgung der Hauptversammlung und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt 
für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch 
keine Aktien besitzen und erst danach Aktionärin und Aktionär werden, sind für die von ihnen gehaltenen Aktien in 
der Hauptversammlung nur verfolgungs- und stimmberechtigt, wenn der Gesellschaft form- und fristgerecht eine 
Anmeldung nebst Nachweis des Anteilsbesitzes der bisherigen Aktionärin bzw. des bisherigen Aktionärs zugeht 
und dieser die neue Aktionärin oder den neuen Aktionär bevollmächtigt oder zur Rechtsausübung ermächtigt. Der 
Nachweisstichtag ist kein relevantes Datum für eine eventuelle Dividendenberechtigung.

Die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionärinnen und Aktionäre erhalten nach Eingang der Anmeldung und 
des Nachweises des Anteilsbesitzes an Stelle der herkömmlichen Eintrittskarten Anmeldebestätigungen für die 
virtuelle Hauptversammlung, auf denen die Zahl ihrer Stimmen verzeichnet und die erforderlichen Login-Daten 
für das internetbasierte Hauptversammlungs- und Abstimmungssystem (InvestorPortal) abgedruckt sind. Um 
den rechtzeitigen Erhalt der Anmeldebestätigungen sicherzustellen, werden die Aktionärinnen und Aktionäre 
gebeten, möglichst frühzeitig für die Anmeldung und die Übersendung des Nachweises des Anteilsbesitzes an die 
Gesellschaft Sorge zu tragen. Im Zweifel sollten sich die Aktionärinnen und Aktionäre bei ihrem depotführenden 
Institut erkundigen, ob dieses für sie die Anmeldung und den Nachweis des Anteilsbesitzes vornimmt. 

Ausübung des Stimmrechts durch Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionärinnen und Aktionären an, sich durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
vertreten zu lassen. Den Stimmrechtsvertretern müssen dazu Vollmacht sowie ausdrückliche und eindeutige 
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Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts zu jedem relevanten Tagesordnungspunkt erteilt werden. 
Soweit eine ausdrückliche und eindeutige Weisung fehlt, werden sich die Stimmrechtsvertreter für den 
jeweiligen Abstimmungsgegenstand der Stimme enthalten. Sollte zu einem Gegenstand der Tagesordnung 
eine Einzelabstimmung stattfinden, gilt eine hierzu erteilte Weisung für jeden einzelnen Unterpunkt. 
Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Aufträge zu Wortmeldungen, 
zum Stellen von Fragen, Anträgen oder Wahlvorschlägen, oder zur Erklärung von Widersprüchen gegen 
Hauptversammlungsbeschlüsse werden sie nicht entgegennehmen. Auch zur Vollmachts- und Weisungserteilung 
an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter ist eine fristgerechte Anmeldung und der Nachweis 
des Anteilsbesitzes erforderlich.

Die Vollmacht mit Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie 
ihr Widerruf und ihre Änderung der Textform (§ 126b BGB). Vollmacht und Stimmrechtsweisungen an die von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter können insbesondere auch unter Verwendung des hierfür auf dem 
mit der Anmeldebestätigung übersandten Formulars erteilt werden.

Die Erteilung der Vollmacht mit Weisungen, ihre Änderung oder ihr Widerruf und der Nachweis einer gegenüber den 
Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber der Gesellschaft müssen, 
sofern sie nicht unter Verwendung der Eingabemaske in dem InvestorPortal erteilt werden, aus organisatorischen 
Gründen auf einem der folgenden Wege bis spätestens 28. April 2021, 24:00 Uhr (MESZ), (Datum des Eingangs) der 
Gesellschaft an die folgende Adresse per Post, Telefax oder E-Mail zugehen:

Cliq Digital AG
c/o Computershare Operations Center
80249 München 
Telefax: 	+49 89 30903-74675
E-Mail: 	 anmeldestelle@computershare.de

Vor und während der Hauptversammlung steht den Aktionärinnen und Aktionären und ihren Bevollmächtigten für 
die Ausübung des Stimmrechts im Wege der Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft auch das unter der Internetadresse

https://cliqdigital.ag/investors/news-events/agm/2021

erreichbare InvestorPortal der Gesellschaft zur Verfügung. Die Bevollmächtigung über das InvestorPortal ist bis zum 
Beginn der Abstimmung am Tag der Hauptversammlung möglich. Über das InvestorPortal können auch während der 
Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmung eine etwaige zuvor erteilte Vollmacht und Weisung geändert 
oder widerrufen werden.

Bevollmächtigung eines Dritten zur Ausübung des Stimmrechts und sonstiger Rechte

Aktionärinnen und Aktionäre können ihre versammlungsbezogenen Rechte auch durch einen Bevollmächtigten, 
auch durch einen Intermediär, ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung oder diesen gemäß §  135 Abs. 8 
AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen, ausüben lassen. 

Wenn die Vollmacht weder einem Intermediär, einem Kreditinstitut, einer Aktionärsvereinigung noch einer diesen 
gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person oder Institution erteilt werden soll, bedürfen die Erteilung der 
Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126b 
BGB). Zur Erteilung der Vollmacht kann das Formular verwendet werden, das die Aktionärinnen und Aktionäre nach 
der Anmeldung zusammen mit der Anmeldebestätigung erhalten. Möglich ist aber auch, dass Aktionärinnen und 
Aktionäre eine gesonderte Vollmacht ausstellen.
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Für die Bevollmächtigung von Intermediären, Kreditinstituten, Aktionärsvereinigungen oder anderen der in § 135 Abs. 
8 AktG diesen gleichgestellten Personen oder Institutionen sowie für den Nachweis und den Widerruf einer solchen 
Bevollmächtigung gelten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. Die Aktionäre werden daher 
gebeten, sich bei der Bevollmächtigung eines Intermediärs, Kreditinstituts, einer Aktionärsvereinigung oder einer 
nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person oder Institution rechtzeitig mit diesen wegen einer möglicherweise 
geforderten Form der Vollmacht abzustimmen.

Auch im Fall der Vollmachterteilung sind Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes fristgerecht nach den 
vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Dies schließt eine Erteilung von Vollmachten nach Anmeldung und 
Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus.

Die Erteilung der Vollmacht kann gegenüber dem Bevollmächtigten oder gegenüber der Gesellschaft erfolgen. 
Im erstgenannten Fall bedarf es eines Nachweises der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft. Ein solcher 
Nachweis kann wahlweise elektronisch im InvestorPortal der Gesellschaft unter der Internetadresse 

https://cliqdigital.ag/investors/news-events/agm/2021

erbracht oder in Textform (z.B. die Vollmacht als Scan) an die folgende Adresse per Post, Telefax oder E-Mail 
übermittelt werden:

Cliq Digital AG
c/o Computershare Operations Center
80249 München 
Telefax: 	+49 89 30903-74675
E-Mail: 	 anmeldestelle@computershare.de

Am Tag der Hauptversammlung können Vollmachten ausschließlich unter Nutzung des InvestorPortals bis zum 
Beginn der Abstimmung abgegeben, geändert oder widerrufen werden. Erfolgt die Erteilung oder der Nachweis 
einer Vollmacht oder deren Widerruf durch eine Erklärung gegenüber der Gesellschaft auf einem anderen 
Übermittlungsweg als über das InvestorPortal, so muss diese aus organisatorischen Gründen der Gesellschaft bis 
28. April 2021, 24:00 Uhr (MESZ), (Datum des Eingangs) zugehen.

Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Die Verfolgung der 
Hauptversammlung durch den Bevollmächtigten durch elektronische Zuschaltung über das InvestorPortal setzt 
voraus, dass der Bevollmächtigte vom Vollmachtgeber die mit der Anmeldebestätigung zur Hauptversammlung 
versandten Zugangsdaten erhält. Die Nutzung des Zugangsdaten durch den Bevollmächtigten gilt zugleich als 
Nachweis der Bevollmächtigung.

Stimmabgabe mittels Briefwahl (im Wege elektronischer Kommunikation)

Die nach Maßgabe der vorstehenden Erläuterungen ordnungsgemäß angemeldeten Aktionärinnen und Aktionäre 
oder Aktionärsvertreterinnen bzw. Aktionärsvertreter können eine Stimmabgabe mittels sog. Briefwahl im Wege 
elektronischer Kommunikation, kurz elektronische Briefwahl, vornehmen.

Für die Übermittlung elektronischer Briefwahlstimmen steht ordnungsgemäß angemeldeten Aktionärinnen und 
Aktionäre und ihren Bevollmächtigten das unter der Internetadresse

https://cliqdigital.ag/investors/news-events/agm/2021
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erreichbare InvestorPortal der Gesellschaft zur Verfügung. Für den Zugang zum InvestorPortal bedarf es der 
Anmeldebestätigung, auf der die erforderlichen Zugangsdaten aufgedruckt sind. Die elektronische Briefwahl 
über das InvestorPortal ist bis zum Beginn der Abstimmung am Tag der Hauptversammlung möglich. Über das 
InvestorPortal können ordnungsgemäß angemeldete Aktionärinnen und Aktionäre und ihre Bevollmächtigten 
auch bis zum Beginn der Abstimmung am Tag der Hauptversammlung etwaige zuvor im Wege der elektronischen 
Briefwahl erfolgte Stimmabgaben ändern oder widerrufen. 

Fragerecht im Wege elektronischer Kommunikation

Abweichend von § 131 AktG haben angemeldete Aktionärinnen und Aktionäre in der virtuellen Hauptversammlung 
kein Auskunftsrecht. Das Auskunftsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre ist im Falle einer virtuellen 
Hauptversammlung nach §  1 Abs.  2 des COVID-19-Gesetzes eingeschränkt. Stattdessen haben Aktionärinnen 
und Aktionäre das Recht, im Vorfeld der Hauptversammlung Fragen einzureichen. Ein darüber hinausgehendes 
Auskunfts- und Rederecht besteht nicht. Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 Halbsatz 2 des COVID-
19-Gesetzes hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Aktionärinnen und Aktionäre 
oder ihre Bevollmächtigten ihre Fragen bis spätestens einen Tag vor der Hauptversammlung im Wege elektronischer 
Kommunikation bei der Gesellschaft einreichen müssen. Der Vorstand entscheidet gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-
19-Gesetz nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er die Fragen beantwortet.

Ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionärinnen und Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten 
können ihre Fragen bis zum 27.  April 2021, 24:00 Uhr (MESZ), elektronisch über das InvestorPortal unter der 
Internetadresse

https://cliqdigital.ag/investors/news-events/agm/2021

übermitteln. Aus technischen Gründen ist der Umfang der einzelnen Fragen auf eine bestimmte Zeichenzahl 
begrenzt, die Zahl der möglichen Fragen wird dadurch jedoch nicht beschränkt.

Eine anderweitige Form der Übermittlung von Fragen ist ausgeschlossen. Nach Ablauf der vorstehend genannten 
Frist eingereichte Fragen können nicht berücksichtigt werden. Während der virtuellen Hauptversammlung können 
keine Fragen gestellt werden.

Bei der Beantwortung von Fragen während der Hauptversammlung wird der Name des Fragestellers nur 
offengelegt (soweit Fragen individuell beantwortet werden), wenn mit der Übermittlung der Frage ausdrücklich das 
Einverständnis zur Offenlegung des Namens erklärt wurde. Gleiches gilt für eine etwaige Vorabveröffentlichung von 
Fragen und gegebenenfalls Antworten auf der Internetseite der Gesellschaft im Vorfeld der Hauptversammlung: Auch 
in diesem Fall wird der Name des Fragestellers nur offengelegt, wenn er mit Übersendung der Frage ausdrücklich 
sein Einverständnis mit der Offenlegung seines Namens erklärt hat.

Einlegung von Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung

Aktionärinnen und Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die das Stimmrecht im Wege der elektronischen Briefwahl 
oder über die Erteilung von Vollmachten mit Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, im Wege elektronischer Kommunikation Widerspruch gegen die Beschlüsse 
der Hauptversammlung bei dem mit der Niederschrift der Hauptversammlung beauftragten Notar zu erklären.

Entsprechende Erklärungen können – eine Stimmabgabe vorausgesetzt – ab der Eröffnung der Hauptversammlung bis 
zu der Schließung der Hauptversammlung durch den Versammlungsleiter über das internetgestützte InvestorPortal 
der Gesellschaft unter der Internetadresse
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zur Niederschrift gemäß § 245 Nr. 1 AktG erklärt werden.

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit

Aktionärinnen und Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals (das entspricht 
309.436 Stückaktien) oder den anteiligen Betrag des Grundkapitals von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß 
§ 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Ergänzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand zu richten und müssen der Gesellschaft spätestens am 4. April 
2021, 24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft eingehen. Später zugegangene Ergänzungsverlangen werden nicht 
berücksichtigt. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs 
des Verlangens Inhaber des Mindestaktienbesitzes sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands 
über den Antrag halten (§ 122 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 AktG). 

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgende Adresse zu übermitteln:

Cliq Digital AG
z.Hd. Herrn Ben Bos
Immermannstr. 13
40210 Düsseldorf

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionärinnen und Aktionären; Ausschluss des Antragsrechts während 
der Hauptversammlung 

Aufgrund der Ausgestaltung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne Präsenz der Aktionärinnen 
und Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten und nur mit Ausübung des Stimmrechts über elektronische Briefwahl 
oder Vollmachtserteilung mit Weisung und ohne elektronische Teilnahme der Aktionärinnen und Aktionäre, 
ist das Antragsrecht der Aktionärinnen und Aktionäre in der Hauptversammlung rechtlich ausgeschlossen. 
Gegenanträge und Wahlvorschläge im Sinne der §§ 126 Abs. 1, 127 AktG sowie Verfahrensanträge können daher in 
der Hauptversammlung nicht gestellt werden.

Gegenanträge und Wahlvorschläge, die nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten jedoch gem. 
§ 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz als in der Versammlung gestellt, wenn der bzw. die den Gegenantrag stellende oder 
den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionärin bzw. Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung 
angemeldet ist.

Entsprechende Gegenanträge (nebst Begründung) und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu richten an:

Cliq Digital AG
Immermannstr. 13
40210 Düsseldorf

oder per E-Mail: hv2021@cliqdigital.com	

Spätestens am 14.  April 2021, 24:00 Uhr (MESZ), der Gesellschaft unter vorstehender Adresse zugegangene 
ordnungsgemäße Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionärinnen und Aktionären werden unverzüglich über 
die Internetseite der Gesellschaft unter der Internetadresse
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einschließlich des Namens der Aktionärin bzw. des Aktionärs und insbesondere im Fall von Gegenanträgen einer 
etwaigen Begründung und im Fall von Wahlvorschlägen der durch den Vorstand zu ergänzenden Inhalte gemäß 
§ 127 Satz 4 AktG sowie etwaiger Stellungnahmen der Verwaltung zugänglich gemacht. 

Die Gesellschaft braucht einen Gegenantrag und dessen etwaige Begründung beziehungsweise einen Wahlvorschlag 
nicht zugänglich zu machen, wenn einer der Ausschlusstatbestände nach § 126 Abs. 2 AktG vorliegt, etwa, weil der 
Wahlvorschlag oder Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptversammlung führen 
würde oder die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende Angaben enthält. Ein 
Wahlvorschlag muss darüber hinaus auch dann nicht zugänglich gemacht werden, wenn der Vorschlag nicht den 
Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person sowie deren Mitgliedschaft in anderen 
gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthält. Die Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich 
gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.

Hinweise zur Verfügbarkeit der Bild- und Tonübertragung

Die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionärinnen und Aktionäre der Gesellschaft oder ihre Bevollmächtigten können 
die gesamte Hauptversammlung per Bild- und Tonübertragung im Internet verfolgen. Die Bild- und Tonübertragung 
der Hauptversammlung und die Verfügbarkeit des InvestorPortals kann nach dem heutigen Stand der Technik 
aufgrund von Einschränkungen der Verfügbarkeit des Telekommunikationsnetzes und der Einschränkung von 
Internetdienstleistungen von Drittanbietern Schwankungen unterliegen, auf welche die Gesellschaft keinen 
Einfluss hat. Die Gesellschaft kann daher keine Gewährleistung und Haftung für die Funktionsfähigkeit und ständige 
Verfügbarkeit der in Anspruch genommenen Internetdienste, der in Anspruch genommenen Netzelemente Dritter, 
der Bild- und Tonübertragung sowie für den Zugang zum InvestorPortal und dessen generelle Verfügbarkeit 
übernehmen. Die Gesellschaft übernimmt auch keine Verantwortung für Fehler und Mängel der für den Online-
Service eingesetzten Hard- und Software einschließlich solcher der eingesetzten Dienstleistungsunternehmen, 
soweit nicht Vorsatz vorliegt. Die Gesellschaft empfiehlt aus diesem Grund, frühzeitig von den oben genannten 
Möglichkeiten zur Rechtsausübung, insbesondere zur Ausübung des Stimmrechts, Gebrauch zu machen. 
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IV.
Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation 

für Aktionäre und Aktionärsvertreter der Cliq Digital AG 

Die Cliq Digital AG verarbeitet als verantwortliche Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grundverordnung 
(„DSGVO“) personenbezogene Daten (Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengattung, 
Besitzart der Aktien und ggf. Nummer der Anmeldebestätigung) auf Grundlage der in Deutschland geltenden 
Datenschutzbestimmungen, um den Aktionären und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen 
der Hauptversammlung zu ermöglichen. Die Cliq Digital AG wird vertreten durch die Mitglieder ihres Vorstands, 
nämlich ihren Vorstandsvorsitzenden Lodewijk Lucien Voncken sowie das Mitglied des Vorstands Bernardus Bos. In 
Datenschutzangelegenheiten erreichen Sie die Cliq Digital AG unter folgenden Kontaktmöglichkeiten:

Cliq Digital AG
Immermannstr. 13
40210 Düsseldorf 
E-Mail: GDPR@cliqdigital.com

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den Aktionärinnen und Aktionären im Rahmen der Anmeldung 
zur Hauptversammlung angegeben wurden, übermittelt die depotführende Bank deren personenbezogenen Daten 
an die Cliq Digital AG. Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und Aktionärsvertreter erfolgt 
ausschließlich für die Abwicklung ihrer Teilnahme an der Hauptversammlung und auch insoweit nur in dem zur 
Erreichung dieses Zwecks zwingend erforderlichen Maße. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art.  6 Abs.  1 
lit. (c) DSGVO. Cliq Digital AG speichert diese personenbezogenen Daten nur so lange, wie dies für den vorgenannten 
Zweck erforderlich ist beziehungsweise soweit Cliq Digital AG aufgrund von gesetzlichen Vorgaben berechtigt 
beziehungsweise verpflichtet ist, personenbezogene Daten zu speichern. Für die im Zusammenhang mit der 
Hauptversammlung erfassten Daten beträgt die Speicherdauer regelmäßig bis zu drei Jahre.

Die Dienstleister der Cliq Digital AG, welche zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt werden, 
erhalten von der Cliq Digital AG nur solche personenbezogenen Daten, welche für die Ausführung der beauftragten 
Dienstleistung erforderlich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach Weisung der Cliq Digital AG. 

Im Übrigen werden die personenbezogenen Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften Aktionärinnen 
bzw. Aktionären und Aktionärsvertreterinnen bzw. Aktionärsvertretern sowie Dritten im Zusammenhang mit 
der Hauptversammlung zur Verfügung gestellt. Insbesondere werden Aktionärinnen bzw. Aktionären und 
Aktionärsvertreterinnen bzw. Aktionärsvertretern, sofern sie in der Hauptversammlung durch einen von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter unter Offenlegung ihres Namens vertreten werden sollten, unter 
Angabe des Namens, des Wohnorts, der Aktienzahl und der Besitzart in das gemäß §  129 Abs.  1 Satz  2 AktG 
aufzustellende Teilnehmerverzeichnis der Hauptversammlung eingetragen. Diese Daten können grundsätzlich von 
anderen Aktionärinnen und Aktionären und Hauptversammlungsteilnehmern während der Hauptversammlung und 
von Aktionären bis zu zwei Jahre danach gemäß § 129 Abs. 4 AktG eingesehen werden. Hinsichtlich der Übermittlung 
personenbezogener Daten an Dritte im Rahmen einer Bekanntmachung von Aktionärsverlangen auf Ergänzung der 
Tagesordnung sowie von Gegenanträgen oder Wahlvorschlägen von Aktionärinnen und Aktionären wird auf die 
entsprechenden Erläuterungen im obigen Abschnitt „Weitere Angaben und Hinweise“ verwiesen.

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten können die Aktionärinnen und Aktionäre und 
Aktionärsvertreterinnen und Aktionärsvertreter von der Cliq Digital AG Auskunft über ihre personenbezogenen 
Daten gemäß Art. 15 DSGVO, Berichtigung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 16 DSGVO, Löschung ihrer 
personenbezogenen Daten gemäß Art. 17 DSGVO, Einschränkung der Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten gemäß Art. 18 DSGVO und Übertragung bestimmter personenbezogener Daten auf sie oder einen von ihnen 
benannten Dritten (Recht auf Datenübertragbarkeit) gemäß Art. 20 DSGVO verlangen.
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Diese Rechte können die Aktionärinnen und Aktionäre und Aktionärsvertreterinnen und Aktionärsvertretern 
gegenüber Cliq Digital AG unentgeltlich über die folgenden Kontaktdaten geltend machen:

Cliq Digital AG
Immermannstr. 13
40210 Düsseldorf
E-Mail: GDPR@cliqdigital.com

Zudem steht den Aktionärinnen und Aktionäre und Aktionärsvertreterinnen und Aktionärsvertretern gemäß Art. 77 
DSGVO ein Beschwerderecht bei der Datenschutzaufsichtsbehörde entweder des (Bundes-) Landes, in dem sie ihren 
Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort haben, oder des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen, in dem die Cliq Digital 
AG ihren Sitz hat, zu.

Düsseldorf, im März 2021

Cliq Digital AG

Der Vorstand




